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Trotz Kritik von Medienverbänden und Opposition hat der Deutsche Bundestag mit
Abstimmung vom 21. März 2019 den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger
Nutzung und Offenlegung in der Fassung der Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz des Bundestages zugestimmt.
 Diese Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten zum zivilrechtlichen Schutz von
Geschäftsgeheimnissen.

Laut Gesetzesbegründung kommt Geschäftsgeheimnissen ein erheblicher
wirtschaftlicher Wert zu, sie unterfallen jedoch bislang keinem spezialgesetzlichen
Schutz wie beispielsweise dem Patentgesetz oder dem Urheberrechtsgesetz. Der
vorhandene Schutz von Geschäftsgeheimnissen im deutschen Recht über die
Strafvorschriften der §§ 17 bis 19 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb
(UWG) sowie über §§ 823 und 826 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)
gegebenenfalls in Verbindung mit § 1004 BGB analog reicht aus Sicht der
Bundesregierung für eine Umsetzung der Vorgaben der Richtlinie nicht aus. Mit
dem vorgelegten Gesetzentwurf soll die Richtlinie durch ein neues Gesetz zum
Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGhG) umgesetzt und so ein in sich
stimmiger Schutz vor rechtswidriger Erlangung, Nutzung und Offenlegung von
Geschäftsgeheimnissen erreicht werden. Der Gesetzesentwurf sieht
weitreichende zivilrechtliche Ansprüche und auch unter besonderen Umständen
strafrechtliche Regelungen für diese Fälle vor.

In diesem Rahmen begrüßte der Bundestag auch, dass die Bundesregierung sich
im Rahmen der Verhandlungen zum Vorschlag der Europäischen Kommission für
eine Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht
melden (COM (2018) 218 final - Hinweisgeberschutz-Richtlinie) für
interessengerechte und kohärente Regeln zum Schutz von Hinweisgebern
einsetzt. Allerdings bat der Bundestag die Bundesregierung gleichzeitig, in den
laufenden Trilogverhandlungen mögliche Wechselwirkungen zwischen dieser
Hinweisgeber-Richtlinie und der Richtlinie (EU) 2016/943 weiterhin im Blick zu
behalten und sich für einen angemessenen Ausgleich zwischen dem
Schutzbedürfnis der Hinweisgeber, den Geheimhaltungsinteressen privater und
geschäftlicher Art und dem öffentlichen Informationsinteresse einzusetzen.
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Kritisiert wird, dass der Gesetzesentwurf u.a. zu einer erheblichen
Beeinträchtigung der freien Berichterstattung, insbesondere des investigativen
Journalismus führen könnte. In einer Stellungnahme vom 20. Februar 2019
monierten etwa die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und
Journalistenverbände, dass nicht ausreichend berücksichtigt werde, dass Medien
für die Aufdeckung von Missständen in Unternehmen, Einrichtungen oder
Behörden auf Informationen und Dokumente aus internen Geschäftsabläufen
regelmäßig angewiesen seien. Erforderlich sei die Einführung einer eindeutigen
Bereichsausnahme für die Medien, innerhalb derer auch Auskunftsansprüche auf
Offenlegung von Quellen ausgeschlossen sind, um Informanten weiterhin
Vertraulichkeit garantieren zu können. Zudem müsse die Definition des
Geschäftsgeheimnisses weiter eingegrenzt werden.

Der derzeitige Gesetzesentwurf sieht bei Verletzung von Geschäftsgeheimnissen
eine Rechtfertigung bei Ausübung des Rechts der freien Meinungsäußerung und
der Informationsfreiheit nach der Charta der Grundrechte der Europäischen Union,
einschließlich der Achtung der Freiheit und der Pluralität der Medien vor. Dies
ermögliche jedoch ohne eindeutige Bereichsausnahme laut Journalistenverbänden
dennoch die Einleitung von zivil- und strafrechtlichen Verfahren. Der
Gesetzesentwurf enthalte auf diese Weise unnötige Verschärfungen gegenüber
den europarechtlichen Vorgaben und würde dem investigativen Journalismus
daher Schaden zufügen.

Pressemitteilung zur Abstimmung im Deutschen Bundestag

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw12-de-schutz-
geschaeftsgeheimnisse-628876
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